
beglaubigte Abschrift

VERWALTUNGSGERICHT FRANKFURT (ODER)

BESCHLUSS

VG 4 L 620/14.A

In dem verwaltungsgerichtlichen Verfahren

des Herrn
Staatsangehörigkeit: Kamerun,

Antragstellers,

Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt Stefan Gräbner, Kantstraße 154 A,
10623 Berlin, Az.: GrÖR 1909/14,

gegen

die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das Bundesministerium des Innern, 
dieses vertreten durch den Präsidenten des Bundesamtes für Migration und Flücht­
linge, d. vertr. durch den Leiter der Außenstelle Eisenhüttenstadt, Poststraße 72, 
15890 Eisenhüttenstadt, Az.: 5737831-262,

Antragsgegnerin,

wegen Asylrecht - Eilverfahren

hat die 4. Kammer des Verwaltungsgerichts Frankfurt (Oder)

am 4. Dezember 2014

durch
die Richterin am Verwaltungsgericht Dr. Schulte 
als Einzelrichterin

b e s c h l o s s e n :

Die aufschiebende Wirkung der Klage vom 16. September 2014 (VG 4 K 
996/14.A) gegen die Ausreiseaufforderung und die Abschiebungsandrohung in 
dem Bescheid der Antragsgegnerin vom 7. August 2014 wird angeordnet.

Die Antragsgegnerin trägt die Kosten des gerichtskostenfreien Verfahrens.
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Gründe:

Der Antrag des Antragstellers,

die aufschiebende Wirkung der Klage vom 16. September 2014 (VG 4 K 

996/14.A) gegen die Ausreiseaufforderung und die Abschiebungsandrohung in 

dem Bescheid der Antragsgegnerin vom 7. August 2014 anzuordnen,

hat Erfolg.

Sie ist gemäß § 36 Abs. 3 Asylverfahrensgesetz (AsylVfG) i.V.m. § 80 Abs. 5 Verwal­

tungsgerichtsordnung (VwGO) zulässig und begründet.

Gegenstand des verwaltungsgerichtlichen Eilverfahrens ist gemäß § 36 Abs. 3 Satz 

1 AsylVfG die unter Setzung einer Ausreisefrist von einer Woche (§ 36 Abs. 1 

AsylVfG) ausgesprochene Abschiebungsandrohung, die ihrerseits voraussetzt, dass 

der Asylantrag offensichtlich unbegründet ist. Das Gericht hat deshalb im Verfahren 

des vorläufigen Rechtsschutzes die Einschätzung des Bundesamts, dass die geltend 

gemachten Ansprüche auf Asylanerkennung bzw. auf Feststellung der Flüchtlingsei­

genschaft offensichtlich nicht bestehen, subsidiärer Schutz nach § 4 AsylVfG nicht 

zuerkannt und Abschiebungsverbote nach § 60 Abs. 5 und 7 Satz 1 des Aufenthalts­

gesetzes nicht vorliegen, zum Gegenstand seiner Prüfung zu machen (vgl. BVerfG, 

Urteil vom 14. Mai 1996 - 2 BvR 1516/93, juris Rn. 93 f.). Die Aussetzung der Ab­

schiebung darf nur dann angeordnet werden, wenn ernstliche Zweifel an dem Offen­

sichtlichkeitsurteil oder der Rechtmäßigkeit der Abschiebungsandrohung im Übrigen 

bestehen (vgl. § 36 Abs. 4 Satz 1 AsylVfG).

Ernstliche Zweifel liegen dann vor, wenn erhebliche Gründe dafür sprechen, dass die 

Abschiebungsandrohung - insbesondere das ihr zugrunde liegende Offensichtlich­

keitsurteil des Bundesamts - einer rechtlichen Prüfung wahrscheinlich nicht standhal­

ten wird (BVerfG, Urteil vom 14. Mai 1996, a. a.O ., juris Rn. 99).

Ernstliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit der Entscheidung der Antragsgegnerin im 

Bescheid vom 7. August 2014 bestehen vorliegend bereits deshalb, weil das Bun­
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desamt unter Verletzung der Anhörungspflicht nach § 25 Abs. 5 Satz 3 AsylVfG eine 

Entscheidung nach Aktenlage getroffen hat, obwohl es hierzu nicht berechtigt war.

Gemäß § 25 AsylVfG kann bei einem Ausländer, der nicht verpflichtet ist, in einer 

Aufnahmeeinrichtung zu wohnen, von der persönlichen Anhörung abgesehen wer­

den, wenn der Ausländer einer Ladung zur Anhörung ohne genügende Entschuldi­

gung nicht folgt. Ihm ist sodann Gelegenheit zur schriftlichen Stellungnahme binnen 

eines Monats zu geben. Äußert sich der Ausländer innerhalb dieser Frist nicht, ent­

scheidet das Bundesamt nach Aktenlage, wobei auch das Nichtmitwirken zu würdi­

gen ist.

Zwar war der Antragsteller entgegen seiner Auffassung tatsächlich nicht (mehr) ver­

pflichtet, in einer Aufnahmeeinrichtung zu wohnen. Die Verpflichtung, in der Aufnah­

meeinrichtung zu wohnen, endete gemäß § 48 Abs. 1 Nr. 1 AsylVfG aufgrund der 

Zuweisungsentscheidung der Zentralen Ausländerbehörde des Landes Brandenburg 

vom 28. April 2014. Seither bewohnt er ein Übergangswohnheim für Asylbewerber, 

das keine Aufnahmeeinrichtung i.S.v. § 44 AsylVfG darstellt.

Es trifft auch zu, dass der Antragsteller zur Anhörung am 18. Juni 2014 nicht er­

schienen ist. Allerdings ist ihm nicht vorzuwerfen, dass er der Ladung ohne genü­

gende Entschuldigung nicht gefolgt sei. Ausweislich des Vermerks im Verwaltungs­

vorgang des Bundesamtes hat der Heimleiter des Übergangswohnheims am 30. Juni 

2014 telefonisch mitgeteilt, dass der Antragsteller laut Posteingang keine Ladung 

erhalten habe. Vor diesem Hintergrund ist unschädlich, dass der Antragsteller auf 

das Schreiben vom 18. Juni 2014, mit dem ihm Gelegenheit gegeben wurde, schrift­

lich zu seinen Asylgründen Stellung zu nehmen, inhaltlich nicht reagiert hat. Denn 

das Nichterscheinen des Antragstellers zur Anhörung ist durch die aktenkundige Mit­

teilung des Heimleiters, dass die -  mit einfacher Post versandte -  Ladung nicht ein­

gegangen sei, genügend entschuldigt. Dass diese Mitteilung nicht der Antragsteller 

selbst sondern der von ihm nicht bevollmächtigte Heimleiter gemacht hat, führt nicht 

zu ihrer Unbeachtlichkeit. Sie ist vom Bundesamt von Amts wegen zu berücksichti­

gen und zugleich geeignet, das Nichterscheinen des Antragstellers zu entschuldigen.
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\
Vor diesem Hintergrund ist das Schreiben vom 18. Juni 2014 gegenstandlos gewor- \  

den. Der Antragsteller hätte erneut zur Anhörung geladen werden müssen.

Eine Heilung bzw. Unbeachtlichkeit des Anhörungsmangels nach §§ 45 Abs. 1 Nr. 3,

46 VwVfG scheidet -  sofern man diese Vorschriften überhaupt für subsidiär anwend­

bar hält -  im gegenwärtigen Stadium des Verfahrens auf Gewährung vorläufigen 

Rechtsschutzes aus.

Da das Bundesamt den Antragsteller gleichwohl nicht zu seinen Asylgründen persön­

lich angehört hat, sind keine Gründe ersichtlich, die die Ablehnung des Asylantrags 

als offensichtlich unbegründet mit der Folge der nur einwöchigen Ausreisefrist und 

der entsprechenden Ausreiseaufforderung gemäß § 36 Abs. 1 AsylVfG rechtfertigen.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 VwGO.

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 80 AsylVfG).

Dr. Schulte

Verwaltungsgerichtsbeschäftigte als 
Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle


